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Tagesordnung 
für die Sitzung des Integrationsrates am 04.06.2024 

Vorlagen-Nummer 
 

 

Öffentlicher Teil 

1 Positionspapier des Landesintegrationsrates zum Thema "Für 
Vielfalt und Zusammenhalt – Aufstehen gegen Rassismus 
und Rechtsextremismus" 

044/24 

2 Kenntnisgaben  

2.1 Entwurf der Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2024 
und 2025;  
hier: Beteiligung des Integrationsrates an den Beratungen 

159/24 

2.2 "Mehr-als-Deutsch";  
hier: Vorstellung der Arbeit 

049/24 

2.3 Einrichtung einer moderierten Gesprächsrunde zur 
Prävention von religiös motivierten Radikalisierungen;  
FDP-Antrag vom 05.12.2023 

092/24 

2.4 Flüchtlinge in Eschweiler:  
hier: Bericht zur aktuellen Situation 

136/24 

2.5 Gesundheitliche Versorgung von Personen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

134/24 

3 Anfragen und Mitteilungen  

Nichtöffentlicher Teil 

4 Anfragen und Mitteilungen  

 

 





Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbüro 

 
Vorlagen-Nummer 

044/24 
 

Sitzungsvorlage  
 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Beschlussfassung Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 
Positionspapier des Landesintegrationsrates zum Thema "Für Vielfalt und 
Zusammenhalt – Aufstehen gegen Rassismus und Rechtsextremismus" 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Integrationsrat der Stadt Eschweiler unterstützt das Positionspapier des 
Landesintegrationsrates NRW vom 17.01.2024 und fordert die nordrhein-westfälische 
Landesregierung, sowie die demokratischen Fraktionen im Landtag auf, sich für ein friedliches und 
gleichberechtigtes Zusammenleben in Vielfalt einzusetzen. 
 
 
 
 

A 14 - Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Breuer 
 

Datum: 16.02.2024                      

 

gez. Leonhardt gez. Duikers  
 

1  2  3  4  

 zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt 

 zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen 

 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 

Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis 

 einstimmig  einstimmig   einstimmig  einstimmig 

 ja 

 

 ja  ja 

 

 

 ja 

 nein 

 

 nein  nein 

 

 

 nein 

 Enthaltung 

 

 

 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 
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Sachverhalt: 
Der Landesintegrationsrat NRW hat mit seinem Positionspapier vom 17.01.2024 auf die 
Enthüllungen zum Geheimtreffen rechtsextremer Gruppierungen und Einzelpersonen im Potsdam 
reagiert und fordert die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, sowie die demokratisch 
orientierten Fraktionen im nordrhein-westfälischen Landtag auf, sich für ein friedliches und 
gleichberechtigtes Zusammenleben in Vielfalt stark zu machen. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine finanziellen Auswirkungen. 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Keine personellen. Auswirkungen 

 
 
 
Anlagen: 
Positionspapier des Landesintegrationsrates NRW vom 17.01.2024 
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„Für Vielfalt und Zusammenhalt – Aufstehen gegen Rassismus und Rechtsextremismus“ 

Positionspapier des Landesintegrationsrates NRW vom 17. Januar 2023 

zum Geheimtreffen rechtsextremer Gruppierungen und Einzelpersonen in Potsdam 

 

Das Entsetzen der Menschen mit internationaler Familiengeschichte ist angesichts der 

neuesten Enthüllungen zum konspirativen Zusammenkommen rassistischer und 

rechtsextremer Kräfte in einem Hotel bei Potsdam groß. Angst vor rassistischen Übergriffen 

und Machtzuwächsen für Rechtsextremist/innen machen sich breit. Hintergrund ist der bei 

dem Treffen vorgestellte „Masterplan“ zur Ausbürgerung und „Remigration“ von Menschen, 

die nach rechter Ideologie nicht ausreichend assimiliert sind. Mithilfe von Influencern, 

Projekten an Universitäten und anderen Instrumenten soll eine Propagandamaschine 

anlaufen, wodurch die Öffentlichkeit für die rassistischen Ideen gewonnen werden soll. 

Teilgenommen haben sollen unter anderem AfD-Mitglieder, Mitglieder der CDU und weitere 

rechtsextremistische Einzelpersonen. 

In Reaktion auf die Enthüllung ist eine breite Empörungswelle in Politik und Gesellschaft 

losgebrochen und selbst der Bundeskanzler Scholz1 sowie der Verfassungsschutzpräsident 

Haldenwang2 haben sich zu Wort gemeldet. Der NRW-Ministerpräsident Wüst hat es auf den 

Punkt gebracht: „Die AfD ist eine gefährliche Nazipartei“.3 Von den demokratisch orientierten 

Parteien sind allgemeine Bekenntnisse zur Vielfalt unseres Landes und Forderungen nach 

strafrechtlichen Konsequenzen zu hören. Es wurde spontan zu Demonstrationen gegen die 

AfD aufgerufen; auch ein Verbotsverfahren gegen die Partei wird von verschiedenen Seiten 

diskutiert. 

Nichtsdestotrotz ist der überwiegende Teil der Gesellschaft beunruhigt und befürchten, dass 

nach kurzer Empörung wieder zur Tagesordnung übergegangen wird. Denn einerseits ist die 

Professionalität des Treffens in Potsdam, die Vernetzungsfähigkeit der Rechtsextremist/innen 

und die Finanzkraft, die hinter den Akteur/innen steckt, erschreckend. Andererseits handelt 

es sich bei den vorgestellten Vertreibungsplänen „nur“ um eine rassistische Zuspitzung von 

migrationsfeindlichen Positionen, die sich seit geraumer Zeit auch in der politischen Mitte 

breitmachen. So wurde das Treffen der Rechtsextremist/innen flankiert durch einen 

rechtsgerichteten gesellschaftspolitischen Diskurs, der in dieser Intensität seit der 

 
1 Vgl. z.B. Zeit Online: https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-01/rechtsextremismus-treffen-potsdam-
bundeskanzler-olaf-scholz-justiz 
2 Vgl. z.B. Tagesschau.de: https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/verfassungsschutz-haldenwang-
rechtsextremismus-100.html 
3 Rheinische Post: https://rp-online.de/nrw/landespolitik/ministerpraesident-hendrik-wuest-die-afd-ist-eine-
gefaehrliche-nazipartei_aid-105072885 

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-01/rechtsextremismus-treffen-potsdam-bundeskanzler-olaf-scholz-justiz
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-01/rechtsextremismus-treffen-potsdam-bundeskanzler-olaf-scholz-justiz
https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/verfassungsschutz-haldenwang-rechtsextremismus-100.html
https://www.tagesschau.de/investigativ/kontraste/verfassungsschutz-haldenwang-rechtsextremismus-100.html
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/ministerpraesident-hendrik-wuest-die-afd-ist-eine-gefaehrliche-nazipartei_aid-105072885
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/ministerpraesident-hendrik-wuest-die-afd-ist-eine-gefaehrliche-nazipartei_aid-105072885
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Veröffentlichung der ersten Pläne zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes im Herbst 

2022 andauert. 

Über die Parteigrenzen hinweg sind beinahe wöchentlich verbale Angriffe auf Menschen mit 

internationaler Familiengeschichte zu verzeichnen, die sie unter Generalverdacht stellen und 

Ressentiments schüren. Erinnert sei beispielsweise an die „Kleine-Pascha“-Äußerung, 

Behauptungen, die deutsche Staatsbürgerschaft würde „verramscht“ oder Flüchtlinge 

könnten sich in Deutschland die Zähne „sanieren“ lassen. Regelmäßig wird das 

Schreckensszenario eines Kontrollverlustes angesichts vorgeblich exzessiver illegaler 

Migration heraufbeschworen, das stehts mit Forderungen nach großflächigen Abschiebungen 

einhergeht. Es ist von angeblichen „Pull-Faktoren“ und „sozialen Hängematten“ die Rede, 

Bargeldleistungen sollen eingeschränkt werden. Es sprudelt nur so von Verunglimpfungen, 

Herabwürdigungen und Falschbehauptungen, die oftmals gegen Flüchtlinge oder pauschal 

gegen alle vermeintlichen Nicht-Deutschen gerichtet sind. Parallel dazu werden auch auf 

gesetzgeberischer Ebene Zugeständnisse an die AfD gemacht und rassistische Überzeugungen 

bedient. So stimmte Deutschland entgegen aller Warnungen, der Flüchtlingsschutz werde 

ausgehebelt, für die Reform des gemeinsamen europäischen Asylsystems. Zudem wurde die 

Liste der sogenannten sicheren Drittstaaten erweitert und ein Abkommen mit Tunesien zum 

Abfangen von Migrantinnen und Migranten geschlossen. Zusammen mit der längst 

überfälligen Einführung der doppelten Staatsangehörigkeit wird zu Beginn des Jahres 2024 

zugleich ein Abschiebegesetz verabschiedet. Passend dazu spricht sich der CDU-Vorstand in 

seinem jüngst beschlossenen Grundsatzprogramm für die Abschaffung des Individualrechts 

auf Asyl aus und gräbt mit dem Begriff „Leitkultur“ eine Forderung aus der 

rechtspopulistischen Ideenkiste aus. 

Der Wettlauf um immer drastischere Vorhaben zur Bekämpfung von Migration und von 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte hat unweigerlich zur Normalisierung 

rassistischer Haltungen geführt und ihnen ein demokratisches Mäntelchen verliehen. Auch 

zahlreiche sogenannte Leitmedien haben ihren Anteil an dieser Entwicklung. Außerdem 

ignorieren sie häufig, dass mehr als zwei Drittel der zugeordneten politisch motivierten 

Straftaten alleine aus der rechten Szene kommen.4 

Da die demokratisch orientierten Parteien mit Unterstützung einiger Medien selbst daran 

mitgearbeitet haben, dass sich das Sag- und Machbare weit nach rechts verschiebt, ist es nicht 

verwunderlich, dass die Zustimmungswerte für die AfD rasant nach oben steigen. So mögen 

es viele – zu Recht – skandalös finden, dass hochrangige Positionen wie ein Landratsamt oder 

ein Oberbürgermeisteramt in Ostdeutschland kürzlich von der AfD gewonnen wurden. Ohne 

eine ehrliche Auseinandersetzung mit den Hintergründen für diese „Erfolge“ wird die Partei 

 
4 Vgl. Bundesministerium des Innern und für die Heimat, Politische motivierte Kriminalität im Jahr 2022 – 
Bundesweite Fallzahlen 
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aber auch in Zukunft mit Machtzuwächsen rechnen können. Angesichts der anstehenden 

Landtagswahlen in Sachsen, Thüringen und Brandenburg ist hierfür höchste Eile geboten. 

Denn wer AfD wählt, wählt offensichtlich gleichzeitig die Demokratie ab. 

Der Verlust von Vertrauen in die Demokratie wird sich ungebremst vergrößern und die 

Spaltung der Gesellschaft voranschreiten, wenn nicht konsequent gegengesteuert wird. Was 

nun gebraucht wird ist eine Allianz der demokratisch orientierten Parteien, die sich 

uneingeschränkt hinter die Menschen mit internationaler Familiengeschichte stellt und sich 

mit aller Deutlichkeit zur vielfältigen Einwanderungsgesellschaft bekennt. Das 

Heraufbeschwören von Überforderungsmythen muss der Vergangenheit angehören, ebenso 

wie die bequeme Angewohnheit, hausgemachte soziale oder wirtschaftliche Probleme zu 

ethnisieren und Menschen mit internationaler Familiengeschichte als Sündenböcke für 

jedwede gesellschaftliche Schieflage zu machen. Es ist offensichtlich, dass Rassismus und 

Rechtsextremismus nur glaubhaft geächtet werden können, wenn sich die demokratischen 

Parteien nicht entsprechende Positionen selbst zu Eigen machen. 

Alle Menschen, die in unserem Land leben, ungeachtet ihrer Herkunft, ihres Glaubens oder 

ihres Aufenthaltsstatus, müssen Respekt und Wertschätzung erfahren. Anstatt durch Hass und 

Hetze zu spalten, müssen die positiven Aspekte von Migration in den Mittelpunkt gerückt 

werden. Die Anerkennung von Herkunftskulturen und -identitäten sowie die Förderung von 

mehrsprachigen und interkulturellen Kompetenzen sind zu verstärken und auszuschöpfen. Die 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte gehören mit Ihren Potenzialen längst zu 

unserer Gesellschaft. Ihre unveränderbaren Herkunftsidentitäten stärken die Gestaltungs- 

und Entwicklungsmöglichkeiten unseres Zusammenlebens. Die Potentialorientierung und die 

Schaffung von Chancengerechtigkeit sowie die unnachsichtige Bekämpfung von Rassismus 

sind das Gebot der Stunde. Mit der Novellierung des Staatsangehörigkeitsrechts geht die 

Bundesregierung einen wichtigen Schritt auf die Menschen mit internationaler 

Familiengeschichte zu. Besonders die Ermöglichung der doppelten Staatsangehörigkeit für alle 

wird die Demokratie stärken. 

Als politische Vertretung der Menschen mit internationaler Familiengeschichte in Nordrhein-

Westfalen fordern wir die Landesregierung und alle demokratisch orientierten Fraktionen im 

Landtag NRW auf, sich für ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben in Vielfalt 

stark zu machen und weiteren Schaden von unserem Land und seinen Menschen 

abzuwenden. Denn die rote Linie ist längst überschritten worden. 





Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbüro 

 
Vorlagen-Nummer 

159/24 
 

Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 

Entwurf der Haushaltssatzung für die Haushaltsjahre 2024 und 2025;  
hier: Beteiligung des Integrationsrates an den Beratungen 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14-Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Breuer 
 

Datum: 24.05.2024 

 

gez. Leonhardt gez. Duikers  
 

1  2  3  4  

 zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt 

 zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen 

 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 

Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis 

 einstimmig  einstimmig   einstimmig  einstimmig 

 ja 

 

 ja  ja 

 

 

 ja 

 nein 

 

 nein  nein 

 

 

 nein 

 Enthaltung 

 

 

 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 
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Sachverhalt: 
Gemäß §11 Abs. 2 der Zuständigkeitsordnung des Rates, der Ausschüsse und der Bürgermeisterin berät der 
Integrationsrat über alle Haushaltsansätze, die seine Aufgaben betreffen. Der Integrationsrat kann zu den ver-
schiedenen Ansätzen Vorschläge und Anregungen machen. 
 
Die eventuellen Vorschläge und Anregungen werden zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 
12.06.2024 in die weiteren Haushaltsberatungen eingebracht. In der Sitzung wird die Stadtkämmerin Frau Merx für 
Rückfragen der Integrationsratsmitglieder zur Verfügung stehen.  
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Zu den finanziellen Auswirkungen wird auf die Ansätze zu den einzelnen Sachkonten in der Anlage verwiesen. 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Keine personellen Auswirkungen. 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 - 011110101 - Politische Gremien 
Anlage 2 - 053130101 - Integration von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 























Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbüro 

 
Vorlagen-Nummer 

049/24 
 

Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 

"Mehr-als-Deutsch";  
hier: Vorstellung der Arbeit 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14 - Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen   Vorgeprüft 

 

gez. Breuer 
 

Datum: 16.02.2024                      

 

gez. Leonhardt gez. Duikers  
 

1  2  3  4  

 zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt  zugestimmt 

 zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen  zur Kenntnis genommen 

 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 

Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis Abstimmungsergebnis 

 einstimmig  einstimmig   einstimmig  einstimmig 

 ja 

 

 ja  ja 

 

 

 ja 

 nein 

 

 nein  nein 

 

 

 nein 

 Enthaltung 

 

 

 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 
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Sachverhalt: 
Die Gruppe „Mehr-als-Deutsch“ ist ein Teil des Kinderschutzbundes Ortsverein Eschweile e.V. und besteht aktuell 
aus einer Gruppe von 13 Ehrenamtlichen, die seit 2015 ganzheitlich erwachsene Flüchtlinge begleiten, um in der 
deutschen Sprache, der deutschen Kultur und dem deutschen Staat anzukommen. 
 
Hierzu werden jährlich knapp 2.000 Unterrichtsstunden zum Spracherwerb gegeben, welche durch verschiedene 
Freizeitaktivitäten und gezielte Gruppenaktivitäten ergänzt werden. Zudem unterstützt die Gruppe bei der Suche 
nach Lehrstellen und Arbeitsplätzen und begleitet die Auszubildenden auch während dieser Zeit weiterhin 
engmaschig. 
 
Aktuell unterrichtet die Gruppe montags und dienstags vormittags im Pastor-Zohren-Haus (Am Burgfeld 9), sowie 
dienstags und donnerstags vormittags im Jugendheim der Pfarre St. Severin (Severinstraße 9).  
Zusätzlich hierzu finden mehrmals wöchentlich Gesprächskreise für die in der Sprache Fortgeschrittenen statt. 
 
In der Sitzung wird der Koordinator der Gruppe, Herr Dr. Wolfgang Rüsges, die Arbeit der Gruppe genauer 
vorstellen und für Rückfragen der Mitglieder des Integrationsrates zur Verfügung stehen.  
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine finanziellen Auswirkungen. 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Keine personellen Auswirkungen. 
 
 
 
Anlagen: 
Präsentation Mehr-als-Deutsch 
Presseartikel Eschweiler Zeitung 



Mehr-als-Deutsch als 
Mittler zwischen den 
Geflüchteten und der 
deutschen Wirklichkeit
Vorstellung der Zielsetzung und der Aktivitäten 
beim Integrationsrat der Stadt Eschweiler am 
29.02.2024

Referent: Dr. Wolfgang Rüsges
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Wer sind wir?

 13 Ehrenamtliche 

- Davon sind 6 ehemalige Lehrer*innen.

- Die anderen kommen aus 6 verschiedenen

Berufsfeldern mit Hochschulabschluss

oder qualifizierter Fachausbildung

 Seit September 2015 aktiv

 Organisatorisch haben wir uns dem 

Kinderschutzbund OV Eschweiler e.V. 

angeschlossen.

 In 2023 haben wir rd. 2000 Unterrichtsstunden 

gegeben. Hinzu kommen unzählige Stunden der 

Vorbereitung für Aktivitäten und Begleitungen.
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Unser 
MaD-Team

Dr. Wolfgang Rüsges

Annette Schmitz 

Stephanie Hall

Brigitte Gille

Brigitte Eckert 

Ellen Schiffeler

Hildegard Fidler

Elisabeth Rüsges 

Karin Drube 

Bärbel Beckmann

Christine Zittel

Elmar Hark 

Ulla Larscheid 
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Was sind unsere Ziele?

1. Wir möchten der Bildung von Parallelgesellschaften und 
Re-Ethnisierungstendenzen entgegenwirken.

2. Wir bieten allen die Hand, die sich bemühen hier wirklich 
Fuß zu fassen durch
► Sprachvermittlung, 
► Einführung in unsere Kultur 
► Hilfestellung beim Kontakt mit Behörden und
► durch Begleitung 

→ ins und im Arbeitsleben,
→ zu Ärzten, 
→ bei der Wohnungssuche und -ausstattung

3. Wir möchten verhindern, dass sich eine Lethargie- und 
Anspruchsmentalität entwickelt und dort, wo sie bereits 
eingesetzt hat, versuchen wir, die Geflüchteten 
herauszuholen.
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Unser Selbstverständnis

1. Wir geben unser Bestes, dass Integration 

gelingt.

2. Wir fordern die Mitarbeit der Geflüchteten bei 

all unseren Aktivitäten.

3. Wir verlangen Pünktlichkeit und Abmeldung bei 

Verhinderung.

4. Wir fördern das Teambuilding.

5. Wir bieten eine Lernatmosphäre, in der 

menschliche Begegnung und das Gefühl von 

Angenommensein stattfindet.
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Sprachförderung, aber wie?

1. Die Geflüchteten kommen mit unterschiedlichsten Vorkenntnissen:

→ ohne schulische Bildung, vielleicht noch Koranschule

→ gewisse Schulbildung, aber nur in der Muttersprache und der 

dazugehörigen Schrift

→ höhere Schulbildung mit Englisch- oder Französisch-

Sprachkenntnissen

→ Hochschulausbildung in der Heimatsprache

2. Wir erleben Wissbegierige und weniger Lern-Motivierte.
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Sprachförderung, aber wie?  (Forts.)

3. Konsequenz: Einteilung in Kleingruppen bis

Einzelunterricht  erforderlich,

gegliedert nach Qualifikation und Lerngeschwindigkeit

4. Für die Fortgeschrittenen bieten wir Gesprächskreise an,

da diese Gruppe sich darüber beklagt, keine oder zu

geringe Möglichkeiten zu haben, 

sich mit Deutschen austauschen zu können. Hier wären

Patenschaften wünschenswert

5. Aussprachehilfe durch eine erfahrene Logopädin mit

Unterstützung der Stadt Eschweiler
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Wer kommt zu uns?

1. Geflüchtete, die noch an keinem bezahlten Sprachkurs bei der vhs 

oder anderen qualifizierten Trägern teilnehmen dürfen.

2. Verstärkt Frauen, die ihre Kinder vormittags in Kita oder Schule 

untergebracht haben und auch das Bedürfnis haben zu lernen, sich 

auf Deutsch verständigen zu können.

3. Mütter mit Kleinkindern, die keinen Kitaplatz haben und bereit 

sind, ihre Kinder während des Deutschunterrichtes unserer 

examinierten Kindergärtnerin zu überlassen.

4. Analphabeten und ältere Geflüchtete mit geringen Lese- und 

Schreibkenntnissen, die kaum noch eine Chance haben, ins 

Arbeitsleben integriert zu werden.

5. Geflüchtete, die bei den vhs-Kursen nicht mitkommen und bei uns 

Nachhilfe suchen, um das nächste Sprachmodul zu bestehen.
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Hinführung zur Arbeit

1. Wir kümmern uns um Praktikumsplätze.

2. Wir suchen Ausbildungsplätze.

3. Wir organisieren Kontakte zu Arbeitgebern.

4. + Wir begleiten Auszubildende während der Lehrzeit durch

Kontakthalten zu den Lehrherren und zu den Berufs-

schullehrer*innen und

helfen Konflikte friedlich zu lösen. 

+  Wir ermuntern die Auszubildenden, ihre Ausbildung

fortzusetzen, auch wenn der Berg an Hindernissen zu groß

erscheint. 

+  Wir geben Nachhilfe in den theoretischen Fächern.
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Unsere organisierten Aktivitäten

1. Fußballgolfturnier in den Sommerferien

2. Das Fest der Nationen

3. 1-2 Kegelabende

4. Minigolfspielen für Kinder und Erwachsene

5. Besichtigungen wie Energeticon, Müllverbrennung, Weisweiler, 

Müllentsorgung Warden, Wasserkraftwerk in Heimbach, Besuch 

eines Erlebnisbauernhofs u.a.

6. Stadtführungen (geplant)

7. Advents-/Nikolausfeier 

8. Zusätzlicher Unterricht in den Schulferien 

9. Nachhilfe für Kinder von Geflüchteten
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Was erhoffen wir vom Integrationsrat?

1. Eine Vernetzung, dies auch stellvertretend für Café 

Welcome und Café Zuflucht. (Beide domizilieren  

ebenfalls  Am Burgfeld 9 -Pastor-Zohren-Haus)

2. Kooperation bei gemeinsamen Veranstaltungen

3. Bekanntmachen des Integrationsrates bei 

unseren Geflüchteten



Sprachangebot der Gruppe Mehr-als-Deutsch

Deutsch-Unterricht mit Schwerpunkt Grammatik

Montags und dienstags 10:00 – 12:00 Uhr

im Pastor-Zohren-Haus, Am Burgfeld 9 in Eschweiler-Röthgen

Dienstags und donnerstags 10:00 - 12:00 Uhr

im evangelischen Gemeindezentrum, Am Burgweg 7 in Weisweiler

Gesprächskreis mit Schwerpunkt Deutsch sprechen

Montagvormittags 9:00 - 10:00 Uhr

Dienstagnachmittag 17:00 - 18:30 Uhr und 

Mittwochnachmittag 18:00 - 19:30 Uhr

Jeweils im Pastor-Zohren-Haus , Am Burgfeld 9, Eschweiler

Mehr-als-Deutsch im Verbund mit dem Kinderschutzbund 
Ortsverband Eschweiler e.V. Franzstraße 30 52249 Eschweiler

Stand 21.10.2023
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Vielen Dank!

Für Rück- oder Anfragen steht als Koordinator 

der Gruppe 

Mehr-als-Deutsch 

zur Verfügung:

Dr. Wolfgang Rüsges

wolfgang@dr-ruesges.de

0171-7707975 (auch für WhatsApp)

mailto:wolfgang@dr-ruesges.de






Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
40 Amt für Schulen, Sport und Kultur 

 
Vorlagen-Nummer 

092/24 
 

Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Schulausschuss öffentlich 12.03.2024 

 

2.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 

Einrichtung einer moderierten Gesprächsrunde zur Prävention von religiös motivierten 
Radikalisierungen;  
FDP-Antrag vom 05.12.2023 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14 - Rechnungsprüfungsamt 

 Gesehen    Vorgeprüft 

 

gez. Weiland  
 

Datum: 22.02.2024                       

 

gez. Leonhardt gez. Duikers  
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 abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt  abgelehnt 

 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 
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 Enthaltung  Enthaltung  Enthaltung 
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Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 05.12.2023 beantragt die FDP-Stadtratsfraktion die Einrichtung einer moderierten 
Gesprächsrunde zwischen den Schulen, der Kommunalpolitik, der Verwaltung, den muslimischen 
Glaubensgemeinschaften und ggf. Fachexperten, um „den verbreiteten radikalen Islam auf Schulhöfen 
nicht gedeihen zu lassen und dieser Gefahr gemeinsam zu begegnen“. Ziel sei es insbesondere gegen 
religiös motivierte Radikalisierungen vorzugehen und frühzeitig potenzielle Probleme zu erkennen.  
 
Zur Bearbeitung des Antrages hat sich die Stadt Eschweiler in der Region kundig gemacht, um zu 
schauen, welche Expertise eine Situationsanalyse – auch im Hinblick auf die Situation grundsätzlich an 
Schulen in NRW – geben kann. 
 
Schulen sind Orte gelebter Diversität. Vielfalt an Herkunft und Familiensprache(n), Behinderung und 
Befähigung, Klasse, Alter, Geschlecht und sexueller Orientierung und Religion bringt Gemeinsamkeiten 
und Perspektiven-Reichtum mit sich. Gleichzeitig werden Schulen auch in besonderem Maße mit den 
durch Vielfalt bedingten Herausforderungen konfrontiert. Gesellschaftliche Themen und Konflikte 
zeigen sich wie unter einem Brennglas.  
 

Das Kommunale Integrationszentrum StädteRegion Aachen (KI) berät Schulen, um den 

Herausforderungen, die das Thema Vielfalt mit sich bringt, pädagogisch gerecht zu werden.  

Als Projekt ist seit 2017 das Programm „Wegweiser – Stark ohne islamistischen Extremismus“ (vormals 

„Wegweiser – Gemeinsam gegen Islamismus“) als umfassendes und innovatives 

Präventionsprogramm des Ministeriums des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen im KI verankert. 

In der Stadt Aachen gibt es die Beratungsstelle seit 2017, mit einer Ausweitung auf die gesamt 

StädteRegion im Jahr 2019. Die Trägerschaft der Beratungsstelle in der Region liegt bei Stadt und 

StädteRegion Aachen. Kernaufgabe des Programms ist es, sich radikalisierende (junge) Menschen und 

ihr soziales Umfeld (Familie, Freund*innen, Arbeitskolleg*innen, Lehrer*innen, Betreuer*innen etc.) 

zu beraten. Darüber hinaus informieren und sensibilisieren die Wegweiser-Berater*innen die lokale 

Öffentlichkeit in Vorträgen und veranstalten Workshops in regionalen Instituten, wie z.B. in Schulen, 

zu den Themen Islamismus, extremistischer Salafismus sowie Radikalisierung, aber auch Anti-

Islamischer-Rassismus. Dem KI liegt keine Information darüber vor, dass es an Eschweiler Schulen eine 

Häufung bzgl. radikalisierter Einstellungen gibt.  

In Beantwortung des Antrages und in Abstimmung mit der antragstellenden Fraktion wird sich das KI 

und die Beratungsstelle „Wegweiser – Stark ohne islamistischen Extremismus“ in der nächsten Sitzung 

des Integrationsrates sowie des Schulausschusses im Juni 2024 vorstellen und Beratungsformate für 

Schulen, Lehrkräfte, pädagogisches Personal, Eltern und Schüler*innen in Eschweiler zum Thema 

„Prävention von religiös motivierten Radikalisierung“ unterbreiten, die bei Bedarf in Anspruch 

genommen werden können. 

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine finanziellen Auswirkungen 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
keine personellen Auswirkungen 
 
 
 
Anlagen: 
FDP-Antrag vom 5.12.23 







Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbüro 

 
Vorlagen-Nummer 

136/24 
 

Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Sozial- und Seniorenausschuss öffentlich 14.05.2024 

 

2.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 

Flüchtlinge in Eschweiler;  
hier: Bericht zur aktuellen Situation 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14-Rechnungsprüfungsamt 
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 zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt  zurückgestellt 
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Sachverhalt: 
Der Bericht zur aktuellen Situation von Flüchtlingen in Eschweiler wird den politischen Fachgremien der Stadt 
Eschweiler regelmäßig zur Kenntnis gegeben. Der aktuelle Bericht über die Situation in Eschweiler ist als Anlage 
beigefügt und um aktuelle Aussagen zur Unterbringungssituation, sowie den aktuellen Projektskizzen für die 
Container-Standorte Franz-Liszt-Straße und Hölderlinstraße ergänzt. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die erforderlichen Mittel wurden im Rahmen der Haushaltsaufstellung berücksichtigt (s. VV 382/23). 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Die Vorbereitung der Maßnahmen erfolgt durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hochbauamtes und des 
Amtes für Soziales, Senioren und Integration unter Beteiligung weiterer Fachämter und externer Planungsbüros. 
 
 
 
Anlagen: 
Bericht zur aktuellen Situation - Stand 26.04.2024 
Projektskizze Franz-Liszt-Straße 
Projektskizze Hölderlinstraße 



 
Flüchtlinge in Eschweiler 

 Bericht zur aktuellen Situation (Stand 26.04.2024): 
 
Mit Stand 26.04.2024 werden der Stadt Eschweiler 757 Personen als zugewiesene Asylbewerber gemäß dem Gesetz 
über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – FlüAG NRW) anerkannt 
(= 81,81 % der Aufnahmequote, 168 Asylbewerber unter 100 %).  
 
Nach Wegfall des Dispenses aufgrund der Überflutungssituation im Jahr 2021 zum 30.09.2022 wurde mit der für die 
Koordination von Zuweisungen federführenden Bezirksregierung Arnsberg vereinbart, dass zur Ermöglichung einer 
kontrollierten Aufnahme der nun zuzuweisenden Personenanzahl vorerst ein wöchentliches Kontingent von maximal 
5 Personen in die Stadt Eschweiler zugewiesen wurde. Aufgrund der kritischen Unterbringungskapazitäten wurde nun-
mehr für den Zeitraum 01.04.2024 – 31.05.2024 die wöchentliche Aufnahme von 4 Personen vereinbart. Für den Monat 
Juni 2024 wurde eine komplette Aussetzung von Zuweisungen mit der Bezirksregierung vereinbart. 
Ein erneuter Austausch über die weitergehende Zuweisungssituation ab dem 01.07.2024 wurde mit der Bezirksregie-
rung für die 25. Kalenderwoche terminiert.  
 
Seit dem 01.01.2024 wurden bisher 90 Flüchtlinge nach Eschweiler zugewiesen. Bei dem „Königssteiner Schlüssel“-
Verfahren handelt es sich um ein planerisches Instrument, mit dem eine gleichmäßige Verteilung der ankommenden 
Flüchtlinge in der BRD erreicht werden soll. Anhand einer Formelberechnung wird somit ermittelt, welchen Prozentsatz 
an der Masse der zu verteilenden Flüchtlinge jede einzelne Kommune in der BRD aufzunehmen hat. 
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460 mit einem Schutzstatus durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ausgestattete Personen (Asyl-
berechtige, durch die Genfer Flüchtlingskonvention Geschützte, Subsidiär Geschützte, durch Abschiebeverbot Ge-
schützte) wurden zur Wohnsitzauflage (§ 12a des Gesetzes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integra-
tion von Ausländern im Bundesgebiet – AufenthG) in Eschweiler verpflichtet (= 86,20 % der Aufnahmequote, 74 Per-
sonen unter 100 % – Stand 21.04.2024). Diese Personen haben aufgrund ihres Schutzstatus jedoch keinen Anspruch 
auf Leistungen nach dem AsylbLG, sondern erhalten SGB II-Leistungen, sofern Hilfebedürftigkeit vorliegt. 
 
Vor diesem Hintergrund ergeben sich aktuell folgende Quoten nach FlüAG und nach § 12a AufenthG: 

 
282 Personen standen mit Erhebungsstand zum 01.04.2024 im Leistungsbezug nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG). Für den zuletzt erstatteten Monat März 2023 erhielt die Stadt Eschweiler für 137 Personen über die 
sogenannte FlüAG-Kostenpauschale (= 875 Euro / Person / Monat) eine Erstattung durch das Land NRW. 145 Leis-
tungsberechtige im AsylbLG konnten somit nicht über die o.a. Erstattungsregelung mit dem Land abgerechnet werden.  
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Aktuelle Situation zur Unterbringung von geflüchteten Personen 
 
Aktuell ist die Stadt Eschweiler verpflichtet noch 168 Personen nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz aufzunehmen, 
wovon derzeit- nach erfolgter Verständigung mit der Bezirksregierung - 4 Personen pro Woche zugewiesen werden.  
Im Monat Juni 2024 erfolgt für vier Wochen die Aussetzung von Zuweisungen an die Stadt Eschweiler. Für die Zeit ab 
Juli 2024 wird rund um die 25. Kalenderwoche ein erneuter Austausch mit der Bezirksregierung Arnsberg stattfinden. 
Die Unterbringungskapazitäten der Stadt Eschweiler sind trotz dieser Vereinbarung weitestgehend ausgeschöpft und 
müssen laufend aufgestockt werden. 
 
Seit dem vergangenen Bericht (VV 075/24) konnte die Belegung des 3. Gebäuderiegels RWE und die Anmietung eines 
dritten Sanitärcontainers vorgenommen werden. Des Weiteren konnte mit der Firma RWE frühzeitig die Verlängerung 
der Nutzung für ein weiteres Jahr bis 30.11.2025 erreicht werden. Zudem wurden durch die Verwaltung in den vergan-
genen Wochen mehrere Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt angemietet. 
Die Inbetriebnahme des zweiten Bauabschnittes in der Hüttenstraße soll im Laufe des Monats Mai erfolgen. Der In-
nenausbau der Wohnungen ist soweit abgeschlossen. Lediglich im Außenbereich sind noch einige Arbeiten durchzu-
führen mit deren Abschluss Ende Mai gerechnet werden kann. Unter Berücksichtigung des Freizuges des Gebäudes 
Grachtstraße 25 werden durch die Inbetriebnahme des zweiten Bauabschnittes noch 20 weitere Unterbringungsplätze 
geschaffen. 
Die Turnhallennutzung des BK Stolberg wird im Einvernehmen mit der StädteRegion Aachen und der Stadt Stolberg 
zum 31.07.2024 beendet, um die Halle für den Schulsport wieder bereitzustellen, sodass die dortigen 75 Plätze an 
Kapazität durch anderweitige Unterbringungsmöglichkeiten ausgeglichen werden müssen.  
 
Hierzu wird die Errichtung zweier Containerstandorte in der Hölderlinstraße und der Franz-Liszt-Straße zur Unterbrin-
gung von geflüchteten Familien weiter vorangetrieben. Mittlerweile befinden sich beide Grundstücke im Besitz der 
Stadt Eschweiler, sodass aktuell die Vorbereitungen für die Erschließung und die Errichtung der Container stattfinden. 
Für die Beschaffung der notwendigen Wohncontainer wurde in der Sitzung des Stadtrates am 17.04.2024 eine ent-
sprechende Vergabe des Auftrags durchgeführt.  
Im Juni 2024 wird eine Anwohnerinformation stattfinden, um über die beiden Projekte zu informieren und Fragen der 
Anwohnenden zu beantworten. Die Einladungen hierzu wurden versendet. 
Die Erdarbeiten, sowie die Errichtung der Container inkl. aller Versorgungsleitungen wird circa. 20 Wochen dauern, 
sodass eine Inbetriebnahme nach derzeitigem Planungsstand im Herbst möglich sein wird. Die Projektskizzen für 
beide Standorte sind als Anlage zur Verwaltungsvorlage beigefügt. 
Durch diese beiden Standorte sollen circa 80 - 90 weitere Unterbringungsplätze geschaffen werden. 
 
Parallel wird fortlaufend die Anmietung von Wohnraum und die Umnutzung von Gewerberäumen geprüft und auf den 
Weg gebracht.  Zusätzlich werden Szenarien zur Notunterbringung bis zur Inbetriebnahme der Container-Standorte 
entwickelt. Es wird laufend im Ausschuss über den aktuellen Sachstand berichtet. 
 













Stadt Eschweiler 
Die Bürgermeisterin 
500 Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen und Versicherungsbüro 

 
Vorlagen-Nummer 

134/24 
 

Sitzungsvorlage  

 
Beratungsfolge Sitzungsdatum 
 

1.  Kenntnisgabe Sozial- und Seniorenausschuss öffentlich 14.05.2024 

 

2.  Kenntnisgabe Integrationsrat öffentlich 04.06.2024 

 
 

Gesundheitliche Versorgung von Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
 
Der Sachverhalt wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

A 14 - Rechnungsprüfungsamt 
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Datum: 02.05.2024 
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Sachverhalt: 
Der Bericht über die gesundheitliche Versorgung von Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz wird den 
Gremien der Stadt Eschweiler einmal jährlich zur Kenntnis gegeben. 
 
Der entsprechende Bericht für das vergangene Jahr 2023 ist als Anlage zu dieser Vorlage beigefügt. 
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Der finanzielle Aufwand für die gesundheitliche Versorgung von Flüchtlingen wird im städtischen Haushalt im 
Produkt 053130101 – Integration von Menschen mit Migrationshintergrund -, Sachkonto 53380500 – Krankenhilfe 
gem. § 4 AsylbLG/ § 264 SGB V – abgebildet. Im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens für die Jahre 2024 
und 2025 wurde hierzu ein Aufwandsansatz i.H.v. 650.000,- € berücksichtigt. 
 
 
 
Personelle Auswirkungen: 
Keine personellen Auswirkungen. 
 
 
 
Anlagen: 
134.24 Gesundheitliche Versorgung von Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 



Gesundheitliche Versorgung von Personen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) 
 
Die gesundheitliche Versorgung der Leistungsberechtigten nach §§ 3 und 1 a) AsylbLG ist in § 4 AsylbLG, ggfls. 
nach § 6 AsylbLG geregelt.  
 
Für diesen Personenkreis fungiert die Stadt Eschweiler wie eine Krankenkasse. Mit dem bei Vorlage eines Arzt-
termins ausgehändigten Krankenschein können Flüchtlinge bei freier Wahl den gewünschten Arzt innerhalb 
der Städteregion Aachen aufsuchen. Für die Dauer der Gültigkeit des Krankenscheins, welche im Regelfall von 
dem Zeitpunkt der Ausgabe bis zum Ende des jeweiligen Abrechnungsquartals reicht, kann der ausgesuchte 
Arzt von dem Leistungsempfänger unbegrenzt in Anspruch genommen werden, ohne das ein erneuter Kran-
kenschein eingeholt werden muss. Im Falle einer Überweisung an einen anderen Arzt ist von dem Leistungs-
empfänger der Überweisungsschein beim Sozialamt der Stadt Eschweiler vorzulegen, damit ein entsprechen-
der Kostenübernahmevermerk (Klebeetikett), welcher dieselbe Wirkung hat wie der Krankenschein, für den 
weiterbehandelnden Arzt angebracht werden kann. Aus dem Krankenschein bzw. dem vorgenannten Vermerk 
ist für den behandelnden Arzt genau ersichtlich, welche Behandlungen er auf Grundlage des Krankenscheins 
oder der Überweisung abrechnen kann und für welche Behandlungen gegebenenfalls eine zusätzliche Kosten-
zusage durch die Stadt Eschweiler erfolgen muss. Diese Anträge auf Kostenübernahme werden in der Regel 
dem Gesundheitsamt der Städteregion Aachen zur Entscheidung vorgelegt.  
Mit Ausnahme dieser genehmigungspflichtigen Behandlungsmaßnahmen werden die Behandlungskosten 
nach den Sätzen der AOK Rheinland/ Hamburg (100% der Kassenleistung) vom Sozialamt der Stadt Eschweiler 
übernommen.  
 
Die bei der Behandlung des Personenkreises entstehenden Kosten (mit Ausnahme der Kosten der stationären 
Behandlungen sowie von Heil- und Hilfsmitteln) werden im Rahmen einer vertraglichen Regelung über das 
Deutsche Dienstleistungszentrum für das Gesundheitswesen GmbH (DDG) in Essen geprüft und abgerechnet. 
Die Prüfung erstreckt sich auf die rechnerische Richtigkeit, Vollständigkeit und Einhaltung der gesetzlichen 
und vertraglichen Regelung der Rechnungslegung. Die in diesem Rahmen anfallende Bearbeitungsgebühr be-
trägt 1% des Bruttoumsatzvolumens, 0,16 % Archivierung, 0,12% Krankenhilfekosten, 1,28 € je dokumentierte 
Änderung, 0,41 € pro Zahlungserstellungsarbeiten, Portokosten, Mindesthonorar + MwSt.  
 
Bei einer Gewährung von Leistungen gem. § 2 AsylbLG sind, im Gegensatz zu dem obig beschriebenen Perso-
nenkreis, die §§ 3 und 4 sowie 6 bis 7 AsylbLG nicht mehr anwendbar. Abweichend von diesen Paragraphen 
sind das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch und Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch anzuwenden. Hier-
durch ergibt sich für die Frage der medizinischen Versorgung, dass diese Personen gem. § 264 SGB V bei einer 
gesetzlichen Krankenkasse anzumelden sind. Diese von dem Hilfeempfänger zu wählende Krankenkasse stellt 
sodann die medizinische Versorgung sicher und rechnet die entstehenden Aufwendungen pro Jahresquartal 
mit der Stadt Eschweiler unter Anwendung eines Verwaltungskostenzuschlags i.H.v. 5 % ab.  
 
Die Stadt Eschweiler verausgabte 2023 Krankenhilfekosten i.H.v. insgesamt 336.264,61 €. Auf die Krankenver-
sorgung der Leistungsempfänger gem. § 3 AsylbLG entfielen 174.752,87 €. Auf die Krankenversorgung der 
Leistungsempfänger gem. § 2 i.V.m. § 264 SGB V entfielen 161.511,74 €  
 
Für das bisherige Haushaltsjahr 2024 (Stand: April 2024) sind bisher Ausgaben zur medizinischen Versorgung 
von Personen gem. dem AsylbLG i.H.v. 110.864,71 € Euro entstanden. Eine Prognose über den weiteren Verlauf 
der Aufwendungshöhe ist kraft Natur der Sache nur bedingt möglich, da gerade im Bereich der Krankenhilfe 
bereits einzelne Erkrankungen und/ oder Verletzungen von Personen zu immensen Aufwendungen führen 
können, auf die niemand tatsächlichen Einfluss hat 
 



 
 
Die dargestellte Aufteilung der Kosten der einzelnen Personenkreise für das bisherige Haushaltsjahr 2024 sind 
unter dem Blick zu werten, dass, wie oben beschrieben, bei den Personenkreisen unterschiedliche Abrech-
nungsverfahren gehandhabt werden. So beinhalten die bisherigen Aufwendungen für den Personenkreis des 
§ 2 AsylbLG hauptumfänglich einen für das erste Quartal 2024 bei den Krankenkassen zu hinterlegenden Vor-
schuss i.H.v. 20.300,00- €, der sich aus den Erfahrungswerten des Jahres 2023 ergibt. Dieser Vorschuss wird 
erst im Nachhinein mit den tatsächlich entstandenen Kosten verrechnet. Da der Hauptteil der Aufwendungen 
für den Personenkreis des § 3 AsylbLG von den eigenen Sachbearbeitern intern bearbeitet wird, sind Vor-
schüsse in dieser Höhe nicht zu erbringen. 
 
Die extrem geringen Krankenkosten im Jahr 2023 im direkten Vergleich den im Jahr 2022 erbrachten Kran-
kenkosten sind dadurch zu erklären, als das zum Einen im Jahr 2022 bedingt durch den Ausbruch des Ukraine-
Kriegs und die zu dieser Zeit geltende Rechtslage die in Eschweiler zu versorgenden ukrainischen Kriegsflücht-
linge über mehrere Monate im Rahmen des AsylbLG medizinisch zu versorgen waren (nach aktueller Rechts-
lage haben diese Personen in den meisten Fällen nahtlos einen Anspruch auf Leistungen gem. dem SGB II oder 
SGB XI) und zum Anderen dadurch, dass im Rahmen des 2023 neu eingeführten Chancen-Aufenthaltsrechts 
ein maßgeblicher Teil der Personen mit kostenintensiver Krankengeschichte in die Personenkreise des SGB II 
bzw. SGB XII überführt wurden. Diese beiden Faktoren trafen im Jahr 2023 mit dem Umstand zusammen, dass 
sich kaum kostenintensive medizinische Sachverhalte bei den im Leistungsbezug gem. AsylbLG stehenden 
Personen zugetragen haben. In Kombination führten diese begünstigenden Umstände zu einer Reduzierung 
der zu leistenden Krankenhilfekosten gem. AsylbLG um ca. 75 % im direkten Vergleich der Jahre 2022 und 
2023.  
 
Trotz der günstigen Jahresbilanz 2023 kann hieraus nicht auf einen dauerhaften Trend für die Folgejahre ge-
schlossen werden, da der Bereich der Krankenhilfekosten keinen dauerhaften Trends folgt, sondern bereits 
einzelne oder wenige Personen mit kostenintensiven, lebensnotwendigen Behandlungen (z.B. Organtrans-
plantationen etc. pp.) zu zusätzlichen Kosten in mittlerer sechsstelliger Höhe führen können.     
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